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Wien. Diskussionen sind beim Rechts-
panorama am Juridicum program-
miert, aber beim letztwöchigen
sorgte sogar schon der Titel der Ver-
anstaltung für Debatten. „Asyl und
Migration: Brauchen die Gerichte
eine Korrektur?“, hieß dieser. Für
Asylanwältin Nadja Lorenz ein Grund
zum Ärgernis: „Ich finde, es gibt
keinen Grund, diese Frage zu
stellen“, meinte sie. Das sei „schon
ziemlich heftig, es geht in Richtung
Musk, und es interessiert mich gar
nicht, was dieser Typ zu sagen hat“.
Der Tech-Milliardär Elon Musk hatte
sich über italienische Richter echauf-
fiert, die die Unterbringung von Mi-
granten aus Italien in Aufnahmela-
gern in Albanien gestoppt hatten
(„diese Richter müssen weg“).

„Ich finde den Titel durchaus
richtig“, entgegnete Walter Obwexer,
Dekan der Universität Innsbruck.
Der Europarechtsprofessor verwies
auf Entscheidungen, die es im Er-
gebnis dem Gesetzgeber zu schwer
machen würden, die Migration zu
lenken. Der aktuellste Anlass ist ein
Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH), wonach Afghaninnen
wegen ihrer schlechten Behandlung
in der Heimat bereits aufgrund ihres
Frauseins Asyl bekommen müssten.
Jeder fehlende Schutz eines Staates

vor geschlechtsspezifischer Gewalt
sei laut EuGH nun ein Grund, um Asyl
gewähren zu müssen, sagte Obwexer.
Das könne dann auch andere Staaten
betreffen, in denen Frauen schlecht
behandelt werden. Es tue ihm leid,
meinte Obwexer mit Blick auf die
Welt, aber wenn man nun jede dieser
Frauen aufnehmen müsse, dann
schaffe man das nicht mehr. „Wenn
dieses System genutzt wird, dann
wird es implodieren.“ Und allein ist
Obwexer mit der Furcht, dass Urteile
zu weit gehen könnten, nicht.

Gefahr des Akzeptanzverlusts

„Ich habe schon die Sorge, dass die
Urteile irgendwann keine Akzeptanz
mehr bei den Mitgliedstaaten haben
könnten“, meinte Gerhard Muzak,
Professor für Öffentliches Recht an
der Universität Wien. „Und das will
niemand.“ Der Fremdenrechts-
experte analysierte das Afghaninnen-
Urteil des EuGH, das auf ein Ver-
fahren vor dem österreichischen Ver-
waltungsgerichtshof zurückging, im
Detail. Dass der EuGH die vom Urteil
konkret betroffene Afghanin als ver-
folgt eingeschätzt hat, „ist absolut
nachvollziehbar“, meinte Muzak.
Strittiger sei da schon der zweite
Punkt, wonach es bereits reiche,
bloß Afghanin zu sein, um Asyl zu be-
kommen. Im Ergebnis dürfe man die
Bedeutung dieses einen Urteils aber

trotzdem nicht überschätzen,
meinte Muzak.

Die Frage ist, inwieweit Urteile
des EuGH einen Pull-Faktor dar-
stellen und Migranten dadurch ange-
lockt werden. Im Fall der Afgha-
ninnen könnte man nun die Frau
nach Europa vorschicken, und so-
bald sie Asyl erhalten hat, holt man
Mann und Kinder nach. Judith Koh-
lenberger vom Institut für Sozialpo-
litik an der WU, rechnet aber nicht
damit, dass sich nun viele unter-
drückte Frauen nach Europa aufma-
chen werden. Es gebe keine legale
Einreisemöglichkeit, also würde den
Frauen nichts anderes übrig bleiben,
als einen Schlepper zu bezahlen.
„Die verlangen sehr viel Geld, und
das ist ein gewisser Selektions-
faktor“, sagte die Kulturwissen-
schaftlerin und Migrationsfor-
scherin. Auch die Erfahrung der ver-
gangenen Jahre zeige, dass ver-
gleichsweise wenige Afghaninnen
gekommen seien.

Bessere Aufnahme wichtiger?

„Ich bin weniger kritisch gegenüber
dem EuGH als gegenüber dem Veran-
staltungstitel“, meinte Anuscheh Fa-
rahat, Professorin für Öffentliches
Recht an der Uni Wien. Wer meine,
dass man Afghaninnen nicht auf-
nehmen solle, müsse auch sagen,
dass er deren Situation als „nicht

schutzwürdig“ betrachte. „Ich bin
auch nicht überzeugt davon, zu
sagen, wir schaffen es nicht mehr“,
meinte die aus Deutschland stam-
mende Professorin zum jüngsten Ur-
teil. Statt dieses zu kritisieren, solle
man die Aufmerksamkeit besser auf
die Frage lenken, wie man gute Auf-
nahmebedingungen schafft. 

Für Obwexer sind es vor allem die
Puzzlesteine der Rechtsprechung,
die zusammengefügt den Mitglied-
staaten „die politisch gewollte Migra-
tionssteuerung nehmen“. So dürfe
man laut der Judikatur auch eine
Person ohne Asylanspruch und un-
abhängig davon, ob sie sich missver-
hält, nie abschieben, wenn ihr im
Heimatland eine unmenschliche Be-
handlung droht. Man müsse dem Be-
troffenen aber auch keine Aufent-
haltsgenehmigung geben. Doch
gleichzeitig verpflichte die Judikatur
die Staaten, diese Person zumindest
notfallmedizinisch zu versorgen und
ihr ein menschenwürdiges Leben zu
ermöglichen. Im Ergebnis verbleibe
der Einzelne somit mit staatlicher
Unterstützung im Land.

Anwältin Lorenz, die das Afgha-
ninnen-Urteil erwirkte, empfindet es
auch in dieser Form als richtig. Af-
ghaninnen müssten Zwangsverheira-
tung fürchten, dürften sich politisch
nicht betätigen und hätten wenig Zu-
gang zur Bildung. Lorenz hatte daher

einen Appell an die Politiker parat:
„Ich würde mir von den Repräsen-
tanten unseres Staates wünschen,
dass sie das Urteil so begrüßen
könnten, wie der EuGH den Grund-
rechtsschutz unterstrichen hat. Und
nicht zum hundertsten Mal den Mi-
grationsteufel an die Wand malen.“

Frauen leichter integrierbar

Kohlenberger verwies darauf, dass
gerade Migrantinnen eine Chance
darstellen würden, da diese Integra-
tionsangebote eher annehmen und
Bildung an die Kinder besser weiter-
geben würden als Männer. Farahat
erklärte, dass das Urteil zwar grund-
sätzlich auch bei Afghaninnen eine
Einzelfallprüfung nicht ausschließe.
Bloß „bleibt nicht viel übrig, was ge-
prüft werden kann“, weil das Ge-
schlecht samt der afghanischen Her-
kunft schon den Asylgrund darstellt.

Kritik an einem Gericht sei jeden-
falls etwas „völlig Legitimes“, meinte
Muzak. Diskutiert wurde aber auch
die Frage, ob man wie früher Asyl-
werbern wieder legale Einreisemög-
lichkeiten geben soll, damit sie nicht
Schleppern ausgeliefert sind. Früher
konnten Asylwerber etwa bereits bei
österreichischen Botschaften einen
Antrag stellen. Derartiges wäre je-
doch „bei den heutigen Kommunika-
tionswegen nicht mehr steuerbar“,
sagte Muzak.

Rechtspanorama am Juridicum. Der EuGH entschied, dass Afghaninnen Asyl erhalten müssen. Für die einen ist die

Aufregung unverständlich. Andere warnen, dass die Staaten durch die Judikatur die Migrationssteuerung verlieren.

Asylgrund Frau: Gehen die Gerichte zu weit?

VON PHILIPP AICHINGER

Im Dachgeschoß des Wiener Juridicums diskutierten (v. l. n. r.) Nadja Lorenz, Walter Obwexer, „Presse“-Moderator Benedikt Kommenda,
Anuscheh Farahat und Judith Kohlenberger. Gerhard Muzak (nicht im Bild) war per Videoschaltung dabei. Clemens Fabry
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Einsteiger der Woche

D ie Arbeitsrechtsexpertinnen
Natalie Hahn und Sophie

Loidolt haben unter dem Namen
HALO Arbeitsrecht eine neue Bou-
tique-Kanzlei am Hohen Markt in
Wien gegründet. Mit vereinten
Kräften und über zwei Jahrzehnten
Erfahrung im Arbeitsrecht bieten
die beiden Expertinnen Beratung
und Vertretung in allen arbeits-
rechtlichen Fragen – für Unterneh-
men und Führungskräfte.

M it Herbst 2024 wurden bei
KWR fünf Anwält:innen zum

Counsel ernannt: Sarina Illo Ortner
(Öffentl. Wirtschaftsrecht, vor-
nehml. Regulierungsrecht, öffentli-
ches Baurecht), Andreas Herrmann
(Bau- und Immobilienrecht), Julian
Thomas Ring (Bauvertragsrecht,
Miet- und Wohnrecht), Mats Schrö-
der (Vergaberecht) und Nicolas O.
Zenz (Streitbeilegung vor staatli-
chen Gerichten, Schiedsgerichten
und in Massenverfahren, Beratung
im Bereich (erneuerbarer) Energie).

D as Team der internationalen
Wirtschaftskanzlei Eversheds

Sutherland wird seit Kurzem in Ös-
terreich von Verena Frolik ver-
stärkt. Die Rechtsanwaltsanwärte-
rin hat ihren Schwerpunkt in den
Bereichen Immobilien- und Gesell-
schaftsrecht. 

N otar Alexander Winkler wurde
Anfang November vom Kolle-

gium der Notariatskammer für
Wien, Niederösterreich und Bur-
genland – der größten der sechs
Länderkammern, zum neuen Präsi-
denten gewählt. „Eine wichtige
Aufgabe in meiner neuen Funktion
als Kammerpräsident ist es, das Bild
des Notariats mitzugestalten. Dazu
gehört auch, die Rolle der Notarin-
nen und Notare zu stärken“, so
Winkler über seine neue Aufgabe.

Event der Woche

B ei der Eventreihe „Meine Kanz-
lei“ hielt Astrid Zimmermann

aus der ADVOKAT-Schulungsabtei-
lung den Vortrag „Smarter arbeiten
mit ADVOKAT – Effizienz auf
Knopfdruck!“. Dabei zeigte sie, wel-
che maßgeschneiderten Lösungen
ADVOKAT als Marktführer für An-
waltssoftware anbietet – wie die

Automatisierung von Abläufen und
schnelle, praktische Auswertun-
gen. Im Anschluss lud ein
„Get2Gether“ zum Austausch ein.

A uf der diesjährigen Legal Tech
Konferenz in Wien versammel-

te sich die Rechtsbranche, um die
neuesten Entwicklungen zu disku-
tieren. Ein Highlight der Konferenz
war die Vorstellung und Live-Demo
von Lexis+ AI, einem AI-Assisten-
ten für Jurist:innen und Steuerbe-
rater:innen. „Bei der Entwicklung
von Lexis+ AI legen wir großen
Wert auf Qualität, Verlässlichkeit
und Transparenz“, erklärte Susan-
ne Mortimore, CEO LexisNexis Ös-
terreich. 

Branchen-News aus der Welt des Rechts

A. Winkler, Notariatskammer für Wien,
NÖ und Burgenland. [Beigestellt]
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Wien. Das Thema Datenschutz be-
trifft nahezu jedes Unternehmen. Bei
Verstößen drohen Beschwerden von
Betroffenen und hohe Verwaltungs-
strafen durch die Behörden. Eine ak-
tuelle Entscheidung des EuGH bringt
eine neue Dimension in den Daten-
schutz. Denn der EuGH hat klarge-
stellt, dass Mitbewerber bei Daten-
schutzverletzungen ihrer Konkur-
renten wettbewerbsrechtliche An-
sprüche geltend machen können. 

Der Ausgangsfall der aktuellen
EuGH-Entscheidung betrifft die Ge-
schäftstätigkeit einer Online-Apothe-
ke (EuGH C-21/23 – Lindenapotheke).
Gerade in der Grippesaison suchen
viele Verbraucher schnelle Hilfe und
bestellen Medikamente online. Dabei
geben die Nutzer sensible Gesund-
heitsdaten preis. Aber auch viele Un-
ternehmen sind sich nicht darüber
im Klaren, dass sie mit diesen Ver-
fahren teilweise bereits Gesundheits-
daten verarbeiten und damit beson-
ders strengen datenschutzrechtli-
chen Bestimmungen unterliegen. 

Rückschlüsse auf Gesundheit

Die Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) und der EuGH legen den Be-
griff der Gesundheitsdaten weit aus,
um einen umfassenden Schutz von
Informationen zu gewährleisten, die
Rückschlüsse auf den Gesundheits-
zustand einer Person zulassen. Er-
fasst werden nicht nur objektive Tat-
sachen, sondern auch subjektive per-
sonenbezogene Inhalte wie Vermu-
tungen, Prognosen oder
Bewertungen. Ob die abgeleiteten
Aussagen zutreffen oder nicht, ist
ebenso unerheblich wie die Zielset-
zung und das Interesse des Verant-
wortlichen an der Feststellung des
Gesundheitszustands der Person. 

Es überrascht daher nicht, dass
der EuGH im Fall Lindenapotheke
auch Daten im Zusammenhang mit
dem Erwerb rezeptfreier Arznei-
mittel über einen Onlineshop als Ge-
sundheitsdaten im Sinn der DSGVO
qualifiziert hat. Eine Verarbeitung
von Gesundheitsdaten liegt auch
dann vor, wenn die rezeptfreien Arz-
neimittel für einen Dritten erworben
werden – und die daraus abgeleitete
Aussage über den Gesundheitszu-
stand des Käufers daher falsch ist.
Für die Qualifizierung als Gesund-
heitsdaten ist es ausreichend, dass
die Zuordnung der Informationen
nur mit einer gewissen Wahrschein-
lichkeit und nicht mit absoluter Si-
cherheit erfolgen kann. 

Damit unterliegt nicht nur die Be-
stellung von verschreibungspflich-
tigen Arzneimitteln, bei denen durch
das personalisierte Rezept ohnehin
ein unmittelbarer Personenbezug ge-
geben ist, den strengen Bestim-
mungen für die Verarbeitung sen-
sibler Daten. Vielmehr sind diese
auch beim Erwerb von nicht ver-
schreibungspflichtigen Arzneimit-

teln zu beachten. Im Ausgangsfall
hätte die Apotheke daher beim On-
linevertrieb von Arzneimitteln eine
ausdrückliche Einwilligung des
Kunden in die Datenverarbeitung
einholen müssen.

Die besondere Schutzbedürftig-
keit von Gesundheitsdaten wird im
Übrigen auch vom Digital Services
Act (DSA) anerkannt. Der DSA ver-
bietet gezielte Werbung auf der

Grundlage von Profiling mit sensi-
blen Daten wie Gesundheitsdaten.
Damit soll verhindert werden, dass
Nutzer mit personalisierter Werbung
konfrontiert werden, die auf ihre ge-
sundheitlichen Schwachstellen ab-
zielt. Auch der DSA erweitert damit
den Schutz der Privatsphäre erheb-
lich. 

Hohes Gefährdungspotenzial 

Gerade im Zusammenhang mit der
Verarbeitung von Gesundheitsdaten
kommt es aufgrund des hohen Ge-
fährdungspotenzials besonders
häufig zu Beschwerden von Betrof-
fenen. Doch etwaige Verstöße gegen
die DSGVO können nicht nur von Be-
troffenen und den Aufsichtsbe-
hörden aufgegriffen werden.

Während der OGH (4 Ob 84/19k)
zunächst noch davon ausging, dass
Datenschutzverletzungen unter Be-
rufung auf das Persönlichkeitsrecht
nur von Betroffenen selbst geltend
gemacht werden können, nicht aber
als unlautere Geschäftspraxis von
Verbänden oder Mitbewerbern, ist er
nach berechtigter Kritik der Lehre of-
fenkundig von dieser Rechtsauffas-
sung abgegangen (4 Ob 95/21f ). Die

Klärung der Frage, wer im Fall eines
Datenschutzverstoßes auf Basis des
Gesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb konkret klagebefugt sei, hat
der OGH jedoch offengelassen. 

Hier hat der EuGH im Fall Linden-
apotheke nun festgestellt, dass
künftig auch Mitbewerber bei Daten-
schutzverstößen ihrer Konkurrenten
wettbewerbsrechtliche Ansprüche
geltend machen können. Obwohl die
DSGVO für Mitbewerber keine unmit-
telbaren Rechtsschutzmöglichkeiten
vorsieht und die Durchsetzung
grundsätzlich den zuständigen Auf-
sichtsbehörden (in Österreich etwa
der Datenschutzbehörde) obliegt,
entfaltet die DSGVO nach Ansicht des
EuGH keine Sperrwirkung gegen-
über einer lauterkeitsrechtlichen
Durchsetzung von Ansprüchen bei
Datenschutzverstößen. Vielmehr
könne diese Praxis die praktische
Wirksamkeit der DSGVO und damit
das angestrebte hohe Datenschutzni-
veau sogar stärken. 

Der Gerichtshof betont au-
ßerdem, dass der Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten zu einem wich-
tigen Parameter des Wettbewerbs
zwischen Unternehmen in der digi-

talen Wirtschaft geworden sei. Daher
sei es mitunter sogar erforderlich,
den Schutz personenbezogener
Daten bei der Anwendung des Wett-
bewerbsrechts zu berücksichtigen –
gerade um der tatsächlichen wirt-
schaftlichen Entwicklung Rechnung
zu tragen und einen fairen Wettbe-
werb zu wahren. 

Zwar hat der EuGH mit seinem
Urteil in Sachen Lindenapotheke die
Tür für wettbewerbsrechtliche An-
sprüche von Mitbewerbern weit ge-
öffnet. Die Annahme, dass jeder Ver-
stoß gegen die DSGVO automatisch
zu einer erfolgreichen Abmahnung
führt, wäre jedoch überzogen. So-
wohl die Unvertretbarkeit der
Rechtsauffassung als auch die Spür-
barkeit des konkreten Verstoßes
müssen im Einzelfall geprüft werden.
Aufgrund der erforderlichen Einzel-
fallbetrachtung sind flächende-
ckende Abmahnwellen zwischen
Wettbewerbern aufgrund von
DSGVO-Verstößen daher eher un-
wahrscheinlich. 

Erhöhtes Abmahnrisiko

Gleichwohl hat die Entscheidung des
EuGH die Sensibilität für daten-
schutzrechtliche Fragestellungen
deutlich erhöht. Es ist davon auszu-
gehen, dass Wettbewerber nun ver-
stärkt dazu angehalten sind, die Da-
tenschutzpraktiken ihrer Konkur-
renten genau zu prüfen und bei Ver-
stößen rechtliche Schritte
einzuleiten. Dies führt gerade in
wettbewerbsintensiven Branchen
zwangsläufig zu einem erhöhten Ab-
mahnrisiko. 

Die Entscheidung des EuGH
macht einmal mehr deutlich: Daten-
schutz ist kein Nice-to-have, sondern
ein absolutes Muss. Es steht außer
Frage, dass die Einhaltung der Daten-
schutzbestimmungen ein wichtiger
Faktor für einen fairen Wettbewerb
in einer zunehmend digitalen Wirt-
schaft ist. Unternehmen sind daher
gut beraten, ihre Geschäftsmodelle
frühzeitig und proaktiv auf Daten-
schutzkonformität zu überprüfen.
Soweit eine Datenverarbeitung aus-
schließlich auf eine Einwilligung ge-
stützt werden kann, ist auch deren
korrekte Umsetzung zu prüfen. Un-
ternehmen, die ihre Hausaufgaben
nicht machen, riskieren nicht nur
hohe Verwaltungsstrafen, sondern
ab sofort auch Klagen von Wettbe-
werbern. 

Sabine Hedl ist Rechtsanwaltsanwärterin in

der Wiener Wirtschaftskanzlei Akela, Martin

Kollar ist Rechtsanwalt und

Gründungspartner der Kanzlei.

Gastbeitrag. Eine deutsche Online-Apotheke nutzte sensible

Gesundheitsdaten ohne Einwilligung der Betroffenen. Laut

EuGH können Mitbewerber wegen

unlauteren Wettbewerbs klagen. 

Datenschutz als 

neue Dimension im

Wettbewerbsrecht
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Zeiten von Regierungsverhandlungen sind immer auch 

Zeiten für Wünsche an eine neue Regierung. Manche folgen 

der Logik der Klientelpolitik (und sollten sich damit eher an 

das Christkind richten), andere sind sachlich gerechtfertigt. 

Viele der Wünsche bedürfen zu ihrer Umsetzung mehr 

Personal. In Zeiten mit einem stark strapazierten Budget kein 

leichtes Unterfangen. Augenmaß ist nötig, ein cost-cutting 

mit dem Rasenmäher ungeeignet. So benötigt die Justiz 

für neue Aufgaben, wie sie sich z.B. aus der Neuregelung 

zur Handysicherstellung ergeben, zusätzliches Personal, 

will man vermeiden, dass es bei der Begründungspflicht 

von Beschlüssen nicht bei bloßen Worthülsen bleibt. Es 

geht dabei um die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit. Die 

Rechtsstaatlichkeit ist keine Selbstverständlichkeit, sondern 

etwas woran eine Gesellschaft permanent arbeiten muss. 

Neben einer vernünftigen Personalausstattung bedarf es 

aber auch eines unvoreingenommenen Monitorings der 

verschiedenen Institutionen und damit auch der Wirtschafts- 

und Korruptionsstaatsanwaltschaft. Dass es einer solchen im 

Gefüge der Justiz bedarf, sollte unbestritten sein. Ihr Handeln 

ist deshalb aber keineswegs sakrosankt. Immer wieder 

besteht der Eindruck, dass Verfahren rasch eingeleitet werden, 

am Ende jedoch nichts herauskommt bzw. das Verfahren 

nach langer Zeit einzustellen ist. So zuletzt etwa bei dem 

Fall der Kärtner Landespolizeidirektorin, die auf Grund von 

konstruierten Vorwürfen aus Italien unter Mafiaverdacht 

gestellt wurde. Nach schweren Fehlern italienischer Ermittler 

leitete die WKStA ein Ermittlungsverfahren ein und ordnete 

sogar eine Hausdurchsuchung an. Obwohl sehr rasch klar sein 

musste, dass die Vorwürfe nicht stimmen können, dauerte es 

13 Monate bzw. bedurfte eines Einstellungsantrages, bis das 

Verfahren beendet wurde. – Die Rechtsstaatlichkeit ist ein 

hohes Gut! Wir Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte treten 

für unsere Klienten täglich dafür ein.

Wünsche an  
das Regierungs- 
christkind Präs.-Stv. Mag. Georg Brandstetter, MAS
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Wien. Im 7. Wiener Gemeindebe-
zirk werden mehr Zahnärztinnen
und -ärzte benötigt. Das geht aus
einer aktuellen Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofs (VwGH)
hervor, mit der die Vorabfeststel-
lung des Bedarfs an einem pri-
vaten Zahnambulatorium in Wien
Neubau bestätigt wurde.

Ein Zahnarzt hatte darum an-
gesucht, die Landesregierung
hatte den Bedarf festgestellt. Da-
gegen beschwerte sich die Öster-
reichische Zahnärztekammer
beim Landesverwaltungsgericht.

Erfolglos: Wie nun der VwGH
(Ra 2023/11/0146) bestätigt, bleibt
der Ist-Stand an Ärztlichen Ambu-
lanten Versorgungseinheiten
(eine ÄAVE entspricht dem
durchschnittlichen Leistungsvo-
lumen eines Zahnarztes in Öster-
reich) in der Versorgungsregion
91 Wien-Mitte-Südost hinter dem
Soll-Stand nach Regionalem
Strukturplan Wien zurück. Dieser
wurde per Verordnung für ver-
bindlich erklärt. 

Das Angebot an sogenannten
Wahleinrichtungen, das sind nie-
dergelassene Zahnärzte und
Zahnambulatorien ohne Kassen-
vertrag, ist in die Bedarfsprüfung
neuerdings nicht mehr einzube-
ziehen, sagt der VwGH. Das ge-
plante Ambulatorium kann einge-
richtet werden. (kom) 

Ärztekammer unterliegt mit
ihren Einwänden vor dem
Verwaltungsgerichtshof. 

7. Bezirk braucht
Ambulatorium
mit Zahnärzten

Wien. Er habe die anderen Bade-
gäste in seiner Nähe nicht ge-
sehen, und seine Gedanken seien
abgeschweift. So erklärte ein Be-
amter, warum er in einer Therme
unter Wasser und in Badeshorts
bis zum von ihm gewünschten
Endergebnis masturbierte. Die
Sache sei ihm peinlich, er werde
so etwas nie mehr tun, sagte der
Kanzleibedienstete später aus.

Beamte müssen sich auch in
der Freizeit korrekt benehmen,
sonst drohen Sanktionen. Hier sei
„die Verhängung einer spürbaren
Disziplinarstrafe erforderlich, um
gegenüber anderen Bediensteten
aufzuzeigen, dass gegen derartige
Dienstpflichtverletzungen ent-
schieden vorgegangen wird“,
meinte die Bundesdisziplinarbe-
hörde (2024-0.707.701). 

Der Mann – er ist ledig und
muss für keine Kinder sorgen –
hat 2000 Euro Buße zu zahlen.
Das ist fast die Hälfte seines Mo-
natsbruttobezugs. (aich)

Harte Sanktion gegen einen
Mann solle andere Bediens-
tete abhalten, sagt Behörde.

Buße, damit
Beamte nicht im
Bad onanieren

Wien. Entlassungsgründe sind unver-
züglich geltend zu machen. Unter-
lässt der Arbeitgeber die Entlassung,
so kann ein solches Versäumnis zum
Untergang des Entlassungsrechts
durch Verzicht oder Verwirkung
führen. Der Entlassene kann in
einem solchen Fall Schadenersatz
oder die Wiedereinstellung gericht-
lich geltend machen. 

Dieser Unverzüglichkeitsgrund-
satz darf allerdings nicht überspannt
werden. Der Oberste Gerichtshof hat
in einer aktuellen Entscheidung prä-
zisiert, dass der Unverzüglichkeits-
grundsatz beim Ausspruch von Ent-
lassungen nicht dermaßen weit aus-
gelegt werden darf, dass die Passi-
vität jedes Vorgesetzten die
Verfristung einer Entlassung zur
Folge hat – und zwar auch dann nicht,
wenn diese Vorgesetzten in ge-
wissem Ausmaß mit personellen Be-
fugnissen ausgestattet sind.

Nachricht zur Nachtschicht

Der umstrittenen Entlassung war fol-
gender Vorfall vorangegangen: Ein
Mitarbeiter einer Schicht einer Pa-
pierfabrik versendete als Reaktion
auf die Ankündigung eines anderen
Mitarbeiters, er werde Würstel in die
Nachtschicht mitbringen, an meh-
rere Arbeitskollegen, darunter den
vorgesetzten Schichtleiter, außer-
halb der Dienstzeit aller betroffenen
Personen eine WhatsApp-Nachricht
mit der Bemerkung, diese Würstel
wolle er nicht. Sie zeigte zwei nackte
Knaben unter 14 (einer afrikanischer,
der andere asiatischer Herkunft) bei
einer sexuellen Handlung. 

Der Schichtleiter sah dieses Foto
noch am selben Tag, blieb aber im
Folgenden über Wochen hinweg un-
tätig (obwohl ein weiterer Arbeiter
der Schicht ihn sogar darauf hinwies,
dass die versendete Darstellung Kin-
desmissbrauchsmaterial ist). Der
Schichtleiter war zur Entgegen-
nahme von Meldungen über Urlaube
und Dienstverhinderungen befugt,
hatte für entsprechenden Ersatz
Sorge zu tragen, die Dienste zu koor-
dinieren und Dienstpflichtverlet-
zungen bzw. disziplinäre Vergehen
zu melden. 

Die Personalleiterin des be-
klagten Arbeitgebers erfuhr von der
Übermittlung der erwähnten Darstel-
lung erst einen knappen Monat
später, nachdem ein anderer Ar-
beiter ihr dies gemeldet hatte. Sie
sprach einen Tag nach der Verständi-
gung gemeinsam mit einem Vor-
standsmitglied die Entlassung aus. Es

wurde auch ein Verfahren wegen des
Besitzes einer pornografischen Dar-
stellung von unmündigen Minderjäh-
rigen beim Strafgericht eingeleitet,
das durch Diversion endete, also
ohne formellen Schuldspruch.

Der Versender der verbotenen
Nachricht klagte daraufhin beim Ar-
beitsgericht seinen Dienstgeber (eine
juristische Person) auf Zahlung von
Schadenersatz wegen unberech-
tigter Entlassung. Er tat das Foto im
Rahmen des Arbeitsgerichtsverfah-
rens als Scherz im Rahmen privater
Kommunikation ab.

Schichtleiter reagierte nicht

Das Arbeitsgericht entschied in
erster Instanz im Sinne des Klägers
und gab dessen Begehren mit der Be-
gründung statt, der Ausspruch der
Entlassung einen knappen Monat
nach Versendes der Darstellung sei
verfristet. Begründung: Der beklagte
Arbeitgeber müsse sich die Passivität
des Schichtleiters zurechnen lassen.
Der Schichtleiter sei nämlich als fach-
licher Vorgesetzter von etwa einem
Dutzend Arbeiter der Schicht der Pa-
pierfabrik mit gewissen Personal-
kompetenzen befasst gewesen, auch

wenn er nicht zum Ausspruch der
Entlassung berechtigt war. Er habe
jedoch dauerhaft eine Meldung des
Vorfalls unterlassen. Auf die Frage,
ob das Versenden der Darstellung die
Entlassung inhaltlich rechtfertige,
ging das Erstgericht nicht näher ein.

Das Oberlandesgericht Linz gab
der Berufung des beklagten Arbeitge-
bers Folge und drehte die Entschei-
dung im Sinne einer gänzlichen Ab-
weisung der Klage um: Wer ein sol-
ches Foto als „Scherz“ poste, sodass
ihm also mögliche Konsequenzen
überhaupt nicht bewusst gewesen
sein sollen, ziehe gar nicht in Be-
tracht, einen Entlassungsgrund ge-
setzt zu haben – und könne daher
auch nicht darauf vertrauen, dass der
Arbeitgeber durch längeres Zu-
warten auf die Entlassung verzichte.
Denn: Der Grundsatz der Unverzüg-
lichkeit sei nicht Selbstzweck, son-
dern basiere auch auf dem Ge-
danken, dass der Arbeitnehmer aus
einem Zuwarten davon ausgehen
dürfe, dass der Arbeitgeber auf die
Entlassung verzichte. Das setzt aber
voraus, dass sich der Arbeitnehmer
dessen bewusst ist, eine Pflichtver-
letzung gesetzt zu haben. 

Der Oberste Gerichtshof (8 ObA
35/24s) bestätigte die Abweisung der
Klage: Die Kompetenzen des Schicht-
leiters reichen für die Qualifikation
als mit Personalagenden betrauter
leitender Angestellter nicht aus, er ist
bloß unmittelbarer Vorgesetzter. Der
Kreis der dem Arbeitgeber zuzurech-
nenden Vorgesetzten ist in diesem
Sinn enger zu ziehen: Außer dem
(zur Entlassung befugten) Stellver-
treter sind dem Arbeitgeber – im vor-
liegenden Fall den Organwaltern der
juristischen Person – nur leitende An-
gestellte gleichzuhalten, die ganz
oder teilweise mit Personalagenden
betraut sind. 

Beschränkte Personalbefugnis

Dagegen sind ihm sonstige „bloße“
Vorgesetzte nicht zuzurechnen,
deren Weisungsbefugnis üblicher-
weise auf die fachliche Erledigung
der Arbeit beschränkt ist. Auch Per-
sonalagenden in geringerem Um-
fang, mit denen üblicherweise jeder
Vorgesetzte betraut ist, wie die kon-
krete Arbeitseinteilung oder die Ent-
gegennahme von Meldungen betref-
fend Dienstverhinderungen, reichen
nicht. Die Entlassung war daher im
vorliegenden Fall rechtzeitig.

Die Entlassung war auch in in-
haltlicher Hinsicht berechtigt: Wer
eine Missbrauchsdarstellung Minder-
jähriger besitzt – durch das Strafge-
setzbuch pönalisiert (§ 207a Abs 3) –
und an Arbeitskollegen übermittelt,
setzt diese dem Risiko der Strafver-
folgung aus und verhält sich (auch
deshalb) vertrauensunwürdig – und
zwar unabhängig davon, ob er diese
Darstellung im privaten oder berufli-
chen Rahmen übermittelt.

Dr. Guido Bach ist Rechtsanwalt in Wien 

und war am Verfahren als

Beklagtenvertreter beteiligt.

Gastbeitrag. Arbeiter verschickte
verbotene WhatsApp-Nachricht.
Entlassung nicht
verfristet, wiewohl erst
nach einem Monat
ausgesprochen.

Spät entlassen
nach „Scherz“
mit Nacktfoto
von Kindern
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